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BESCHLUSS DER MINISTERPRÄSIDENTEN- 

KONFERENZ VOM 3./4. MAI 1962

Die Ministerpräsidenten haben am 26. Januar 1961 anerkannt, dass 

die Entwicklungspolitik Aufgabe des Bundes ist. Sie haben die Bereit-

schaft der Länder erklärt, im Rahmen ihrer Zuständigkeit und ihrer 

Möglichkeiten an der Entwicklungshilfe mitzuwirken. Von diesen 

Grundgedanken ausgehend hat die von den Ministerpräsidenten ein-

gesetzte Länderkommission die Frage der Zusammenarbeit zwischen 

Bund und Ländern erörtert und mit dem Bund darüber verhandelt. 

Auf Grund dieser Beratungen fassen die Ministerpräsidenten folgen-

den Beschluss:

1.  Die Ministerpräsidenten gehen davon aus, dass die Durchführung 

von Entwicklungshilfemaßnahmen im Ausland grundsätzlich  

Sache des Bundes ist. Die Länder werden im Rahmen der Ent-

wicklungspolitik des Bundes und nach Abstimmung mit dem Bund 

technische Hilfe, insbesondere Bildungs- und Ausbildungshilfe, in 

Entwicklungsländern leisten, wobei der Bund nach außen als Trä-

ger der deutschen Entwicklungshilfe in Erscheinung treten wird.

2.  Die Ministerpräsidenten halten im Hinblick auf den von den 

Ländern erwarteten Beitrag eine enge Zusammenarbeit von Bund 

und Ländern für erforderlich. Dazu gehört auch, dass sie über die 

Grundlinien der Entwicklungspolitik des Bundes und seine Maßnah-

me auf den Gebieten der Kapitalhilfe und der handelspolitischen 

Hilfe, vor allem auf dem Gebiet der Bildungs- und Ausbildungs-

hilfe, durch die zuständigen Bundesstellen, insbesondere den 

Bundesminister für wirtschaftliche Zusammenarbeit, laufend  

und umfassend unterrichtet werden.

3.  Grundsätzliche Fragen der Zusammenarbeit werden in der Länder-

kommission für Entwicklungshilfe behandelt. Für die laufende 

Zusammenarbeit zwischen Bund und Ländern regen die Minister-

präsidenten an, beim Bundesministerium für wirtschaftliche 

Zusammenarbeit einen „Länderausschuss Entwicklungshilfe“  

zu bilden.

4.  Die Länder sind bereit, bei der Errichtung von länderkundlichen 

Informationszentren und einer Zentralstelle für die Berufsförde-

rung mitzuwirken. Die Frage des Standorts, der Gebietsabgren-

zung und der organisatorischen Gestaltung muss der Abstimmung 

der Länder untereinander und mit dem Bund überlassen bleiben. 

In diesem Zusammenhang wird die Zielsetzung der Deutschen 

Stiftung für Entwicklungsländer grundsätzlich begrüßt.

5.  Die Ministerpräsidenten messen der Arbeit auf dem Gebiet der 

Bildungs- und Ausbildungshilfe besondere Bedeutung bei. Die 

Länder werden geeignete Personen für diese Aufgaben bereitstel-

len. Im Einzelnen sollen die in der Anlage enthaltenen Grundsätze 

angewandt werden.
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Anlage

Grundsätze für die Arbeit der Länder auf dem Gebiet der Bildungs- 

und Ausbildungshilfe.

1)  Bei der Bereitstellung von Personal für die Aufgaben der  

Entwicklungshilfe soll Folgendes beachtet werden:

a)  Die Länder stellen für die Abordnung und Beurlaubung von öffent-

lichen Bediensteten in den Länderhaushalten Leerstellen in dem 

erforderlichen Umfang bereit, um den in das Ausland entsandten 

Kräften nach Erfüllung ihres Auftrages die Rückkehr in ihr altes 

Dienstverhältnis zu ermöglichen. Dabei gehen die Länder davon 

aus, dass im Regelfall die Bezüge der im Rahmen von Bundesmaß-

nahmen entsandten Personen für die Zeit der Tätigkeit im Ausland 

in voller Höhe vom Bund getragen werden. Bundes- und Landes-

beamte sollen gleich behandelt werden. Hierfür sind übereinstim-

mende Richtlinien zu erarbeiten.

b)  Für nicht im öffentlichen Dienst stehende Personen sollen die mit 

ihrer Inanspruchnahme zusammenhängenden Fragen einheitlich 

geregelt werden.

c)  Damit die Länder die von ihnen erwarteten Beiträge personeller 

Art zeitgerecht erfüllen können, ist eine möglichst frühzeitige 

Information der Länder über die vom Bund geplanten Maßnahmen 

und den sich daraus für die Länder ergebenden Personalbedarf 

erforderlich.

2)  Die Länder fördern Angehörige von Entwicklungsländern, die zur 

Ausbildung in die Bundesrepublik kommen.

  Bei Praktikanten, die von den Ländern eingeladen und auf ihre 

Kosten ausgebildet werden, werden die Länder sich hinsichtlich 

der Wahl des Entsendungslandes und der Ausbildungsmaßnah-

men mit dem Bund abstimmen. Auch freie (nicht über Regie-

rungsvereinbarung hereingekommene) Praktikanten können mit 

Landesmitteln gefördert werden. Für Praktikanten, die vom Bund 

eingeladen werden, sollte der Bund die gesamten Unterhaltungs-, 

Ausbildungs- und Betreuungskosten tragen. Bei der Auswahl von 

Praktikanten sollte nach strengeren Grundsätzen als bisher ver-

fahren und für eine bessere Sprachausbildung gesorgt werden.

3)  Zuschussleistungen der Länder an förderungswürdige Organisatio-

nen, die sich der Praktikanten- und Studentenbetreuung wie auch 

weilenden Angehörigen der Entwicklungsländer widmen, sollen 

unter den Ländern koordiniert werden.


